
 
 
 
Küstenländer und Hafenwirtschaft fordern Zeitenwende in 
der Seehafenfinanzierung: 
Der Bund muss die Finanzierung der Seehäfen massiv aus-
weiten 

Bremen 

Im Vorfeld der Nationalen Maritimen Konferenz fordern die 
Wirtschafts- und Verkehrsminister und -senatorinnen der Küs-
tenländer sowie die Vertreter der deutschen Seehafenwirt-
schaft den Bund auf, die seit über 20 Jahren in der Summe un-
veränderten Mittel für die Finanzierung der Seehäfen relevant 
zu erhöhen. 

Die Küstenländer und die Hafenwirtschaft nehmen in den See-
häfen Aufgaben im Interesse der gesamten deutschen Volks-
wirtschaft wahr und haben auch eine große europäische Be-
deutung. 300 Millionen Tonnen Güter gehen jährlich über die 
Seehäfen der Küstenländer. Damit verbunden sind 1,3 Mio. Ar-
beitsplätze in Deutschland. Die Stärkung der deutschen See-
häfen sichert dabei nicht nur die Versorgung von Wirtschaft und 
Bevölkerung in Deutschland sowie umliegender Einzugsregio-
nen in Nord-, Mittel- und Osteuropa. Mit den Seehäfen, der Lo-
gistik im Hinterland und der hafenabhängigen Industrie werden 
auch Arbeitsplätze und Wertschöpfung in Deutschland gehal-
ten. Ohne massive Investition in die Infrastrukturen in den See-
häfen sowie im Hinterlandverkehr droht ein anhaltender Bedeu-
tungsverlust deutscher Standorte trotz ihrer Distanzvorteile und 
ihrem hohen Anteil klimafreundlicher Bahntransporte im Zu- 
und Ablauf internationaler Warenverkehre.  

Die aktuelle politische Lage zeigt, wie unverzichtbar die See-
häfen für die Versorgung von Industrie und Bevölkerung mit 
Energie, aber auch mit anderen lebenswichtigen Gütern sind. 
Gerade die Transformation der Wirtschaft im Rahmen der 
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Energiewende gelingt nur mit funktionsfähigen Seehäfen. Die 
Seehäfen stehen auch selbst im Transformationsprozess, etwa 
über Anforderungen durch Automatisierung, die aktuellen Vor-
haben zur Bereitstellung von Landstrom für die Schifffahrt und 
im Zuge der Energiewende insgesamt. Schließlich kommt den 
Seehäfen auch sicherheitspolitisch eine extrem hohe Bedeu-
tung zu, nicht zuletzt für die reibungslose Zusammenarbeit mit 
Deutschlands Verbündeten. Die Küstenländer müssen die Kos-
ten für die dafür erforderlichen Hafeninfrastrukturen bisher 
größtenteils selbst finanzieren. 

Allein Inflation und die allgegenwärtigen Baukostensteigerun-
gen für sich genommen würden mindestens eine Verzehnfa-
chung der Mittel erfordern. Hinzu kommen die Kosten für not-
wendige Investitionen in Bau, Ersatz und Modernisierung, die 
erforderlich sind, um die Versorgungssicherheit angesichts ei-
ner veränderten Weltlage sicherzustellen. Auch in die Anbin-
dung der Seehäfen an Straße, Schiene und Bundeswasser-
straße muss massiv investiert werden. Hier braucht Deutsch-
land bei allen Verkehrsträgern moderne logistische Hochleis-
tungskorridore. Die Entwicklung unserer Seehäfen muss dabei 
als gesamtdeutsche Gemeinschaftsaufgabe bewertet und end-
lich mit oberster Priorität behandelt werden. 

Die Küstenländer und die Seehafenbetriebe erwarten vom 
Bund mit der Nationalen Maritimen Konferenz in Bremen eine 
Zeitenwende. Der Bund muss deutlich machen, dass massiv in 
die deutschen Seehäfen investiert werden muss, die Grund-
lage für unser aller Wohlstand, klimapolitische Ziele und Sicher-
heit sind. Die Küstenländer erwarten daher auch, dass sich in 
der vom Bund noch für dieses Jahr angekündigten Nationalen 
Hafenstrategie nicht nur pauschale Erklärungen über die Be-
deutung der Seehäfen finden, sondern auch konkrete Aussa-
gen über einen Fahrplan zur angemessenen und dringend er-
forderlichen neuen Finanzausstattung „2.0“ zur kontinuierlichen 
Unterhaltung, zum Ausbau und zur Anpassung der Seehafe-
ninfrastruktur. 

 


